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Selbstbewusste Macht 
Chinas stärkeres Engagement in den Vereinten Nationen kann beiden Seiten nutzen

Janka Oertel

Die Volksrepublik China hat in den vergangenen zehn 
Jahren ihre zuvor geübte Zurückhaltung in den Ver-
einten Nationen schrittweise aufgegeben. Sie betei-
ligt sich immer stärker an UN-Friedenseinsätzen, tritt 
im Sicherheitsrat selbstbewusster auf und nimmt im 
Bereich der Entwicklungspolitik vermehrt Einfluss. 
Chinas UN-Politik ist differenzierter und professio-
neller geworden. Es ist zu erwarten, dass die Volks-
republik diesen Weg fortsetzen und ihr Engagement 
in den UN verstärkt dazu nutzen wird, ihr Ansehen 
in der Welt zu verbessern und eigene Präferenzen 
durchzusetzen.

Bereits vor einigen Jahren skizzierte Sven Bernhard 
Gareis in dieser Zeitschrift den Wandel chinesischer 
UN-Politik. Die Volksrepublik setze ihre »Position 
und die damit verbundenen Möglichkeiten mit wach-
sendem Selbstbewusstsein und zunehmender Selbst-
verständlichkeit«1 ein, um eigene Ziele zu verwirkli-
chen. Der jüngst vollzogene Wechsel an der Spitze der 
Staats- und Parteiführung gibt Anlass, rückblickend 
die UN-Politik der Ära Hu Jintao genauer zu betrach-
ten. Im Verlauf seiner Amtszeit war die chinesische 
Führung bereit, neue Akzente zu setzen. Innenpoli-
tische Erwägungen spielten eine wichtige Rolle bei 
der Ausgestaltung der chinesischen UN-Politik; in-
ternationaler Druck zeigte nur bedingt Wir kung. Es 
ist zu erwarten, dass die neue Führung unter Staats- 
und Parteichef Xi Jinping den eingeschlagenen Kurs 
fortführen und UN-Politik instrumentell einsetzen 
wird, um eigene Präferenzen durchzusetzen.

Neue Führung vor  
wachsenden Herausforderungen

Im vergangenen Jahr wurde auf dem 18. Parteitag der 
Kommunistischen Partei Chinas (KPCh) der Wech-
sel zur fünften Führungsgeneration seit Bestehen der 
Volksrepublik eingeleitet. Xi Jinping ersetzte Hu Jin-
tao an der Spitze der Kommunistischen Partei. Gleich-
zeitig übernahm er den Vorsitz der zentralen Militär-
kommission und wurde damit zum Chef der chi ne- 
sischen Streitkräfte. Anfang März 2013 sind nun 
auch die Staatsämter an die nachfolgende Führungs-
generation übergeben worden. 

Xi Jinping verfügt durch seine Spitzenfunktion 
in Staat und Partei über die notwendige Macht, um 
künftig die Grundzüge der chinesischen Außenpo-
litik zu gestalten. Dies jedoch unter veränderten Vor-
zeichen: Im Verlauf der Amtszeit Hu Jintaos haben die 
rasante wirtschaftliche Entwicklung und der stei-

gende Wohlstand zu einer stärkeren Fragmentierung 
des politischen Systems geführt. Eine größere Zahl 
innenpolitischer Akteure wirkt mittlerweile auf die 
Politikprozesse ein. Die Entscheidungsfindung zwi-
schen den zahlreichen Ministerien und Interessen-
gruppen ist schwieriger geworden. Dies gilt auch für 
den Bereich der chinesischen UN-Politik. 

Nachholendes Lernen 

Chinas Verhältnis zu den Vereinten Nationen war 
in der Vergangenheit von einem Prozess nachholen-
den Lernens geprägt. Da die Republik China (Tai-
wan) bis 1971 den chinesischen Sitz in der General-
versammlung und den ständigen Sitz im Sicher heits- 
rat innehatte,2 konnte eine Beteiligung der Volksre-
publik China an der Arbeit der UN erst mit einer 
Verzögerung von mehr als 25 Jahren beginnen. Ge-
übtes Taktieren auf multilateralem Parkett zählte 
deshalb zunächst nicht zu den Stärken chinesischer 
UN-Diplomaten. China wurde im Verlauf der acht-
ziger Jahre Mitglied in fast allen UN-Sonderorga-
nisationen, -Fonds und -Programmen, ohne jedoch 
auch nur ansatzweise eine Führungsrolle zu überneh-
men.3 Bis in die neunziger Jahre stieg die Aktivität 
chinesischer UN-Politik im Zuge der Reform- und 
Öffnungspolitik unter Deng Xiaoping zaghaft an. 

Der Fall der Berliner Mauer 1989 und der Zusam-
menbruch der Sowjetunion wenig später sorgte für 
eine Machtverschiebung innerhalb der Vereinten Na-
tionen zugunsten der Vereinigten Staaten. In China 
wurden im Jahr des Mauerfalls Proteste gegen die 
Staatsführung auf dem Platz des himmlischen Frie-
dens gewaltsam niedergeschlagen. Die Volksrepub-
lik war daraufhin viele Jahre geächtet: Es wurden 
internationale Sanktionen verhängt, von denen ei-
nige, wie das europäische Waffenembargo, bis heu-
te in Kraft sind. Eine aktivere UN-Politik war seit-
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her auch Mittel, den Paria-Status abzuschütteln und 
das Ansehen Chinas in der Welt zu verbessern. Die-
ses instrumentelle Verständnis der chinesischen Füh-
rung von multilateraler Diplomatie in den Verein-
ten Nationen setzt sich bis heute fort.

Ära Hu Jintao

Hu Jintao trat sein Amt kurz nach den Terroranschlä-
gen in den USA vom 11. September 2001 an. Die 
Weltorganisation stand vor neuen Herausforderun-
gen, die weitreichende Richtungsentscheidungen er-
forderten. UN-Generalsekretär Kofi Annan sprach 
gar von einer »Weggabelung« an der sich die Verein-
ten Nationen befänden.4  

Unter dem Eindruck der Terroranschläge herrsch-
te zunächst Einigkeit unter den Mitgliedern des Si-
cherheitsrats. China zeigte – zumindest auf rhetori-
scher Ebene – Solidarität mit den USA und ko ope- 
rierte bei den umfangreichen Maßnahmen zur Be-
kämpfung des transnationalen Terrorismus, die im 
Verlauf beschlossen wurden. Dies entsprach durch-
aus den Präferenzen der chinesischen Staatsführung: 
so konnten vermeintlich terroristische Netzwerke se-
paratistischer Bewegungen in China (insbesondere 
der islamischen Minderheit der Provinz Xinjiang) im 
Rahmen internationaler Kooperation bekämpft wer-
den. Das amerikanische Vorgehen gegen Irak im 
Frühjahr 2003 wurde jedoch von chinesischer Seite 
klar verurteilt. Die Kritik am Alleingang der ›Koa-
lition der Willigen‹ versuchte die chinesische Führung 
zu nutzen, um sich als »attraktive Alternative zum 
unilateralen Vorgehen der Amerikaner«5 zu präsen-
tieren. Der Imageverlust der Amerikaner sollte da-
mit zu einem Imagegewinn für die Chinesen werden. 
Die Legitimität der Kommunistischen Partei kann in-
nenpolitisch durch eine positive internationale Wahr-

nehmung als verantwortungsbewusste Macht ge-
stärkt werden. Zusätzlich ist die chinesische Führung 
daran interessiert, ein friedliches internationales Um-
feld zu schaffen, um die wirtschaftliche Entwicklung 
und damit die Legitimationsgrundlage für den Allein-
vertretungsanspruch der KPCh nicht zu gefährden.

Personelle Entwicklungen

Dabei spielt Außenpolitik insgesamt für China eine 
bedeutsamere Rolle. Im Gegensatz zum traditionell 
nach innen gerichteten Blick zeigte die chinesische 
Führung unter Hu Jintao außenpolitisch neues Selbst-
bewusstsein. Dieser Bedeutungszuwachs der Außen-
politik hat auch das Auftreten chinesischer Diplo-
maten verändert. Sie sind deutlich professioneller 
geworden und ihren westlichen Kollegen durchaus 
ebenbürtig. Gleichzeitig scheuen sie nicht mehr da-
vor zurück, öffentlich aufzutreten, sondern nutzen 
mediale Aufmerksamkeit für die Ziele chinesischer 
›public diplomacy‹.6  

Die Ständige Vertretung Chinas in New York wur-
de während der Amtszeit Hu Jintaos aufgewertet. 
Die Mitarbeiterzahl ist auf knapp 80 gestiegen, um 
den komplexeren Aufgaben im UN-System besser 
Rechnung zu tragen und die Arbeit in den zahlrei-
chen Ausschüssen, Fonds, Programmen und Sonder-
organisationen wirksam begleiten zu können. 

Im Gegensatz dazu ist der Anteil der chinesischen 
Mitarbeiter im UN-Sekretariat weiterhin gering: Ge-
genwärtig sind nur knapp ein Prozent der UN-Be-
diensteten chinesische Staatsbürger. Die Zahl der chi-
nesischen Beschäftigten ist zwar seit dem Jahr 2006 
um mehr als 25 Prozent gestiegen. Da jedoch im sel-
ben Zeitraum die Gesamtzahl der Sekretariatsmit-
arbeiter um 40 Prozent gestiegen ist – von 30 548 
(2006) auf 42 887 (2012) – hatte der Zuwachs einen 
geringeren Effekt.7 Auch wenn eine direkte Bewer-
bung möglich ist, stellen chinesische UN-Mitarbei-
ter nach wie vor einen sehr geringen Anteil des UN-
Personals und können so nur bedingt Einfluss auf 
die Arbeitsweise der Vereinten Nationen nehmen. 

Schlüsselrolle in der Entwicklungs-  
und Umweltpolitik?

Allerdings wurden an wichtigen Stellen Personalver-
änderungen zugunsten Chinas vorgenommen. Bei sei-
ner Amtsübernahme im Januar 2007 stellte UN-Ge-
neralsekretär Ban Ki-moon sein ›Kabinett‹, die so 
genannte ›Senior Management Group‹, um. Anstel-
le des weniger bedeutsamen Postens des Untergene-
ralsekretärs für Generalversammlung und Konferenz-
management, den China bis dahin bekleidet hatte, 
sprach Ban der Volksrepublik die wichtigere Position 
des Untergeneralsekretärs für wirtschaftliche und so-
ziale Angelegenheiten zu. Ban trug mit dieser Perso-
nalentscheidung den veränderten Rahmenbedingun-

Chinesische Pioniereinheit im Dienst von UNAMID in Nyala, Sudan, Juli 2008. 
UN-Foto: Stuart Price
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gen im 21. Jahrhundert und der neuen Rolle Chinas 
im globalen System Rechnung.

Bis Juli 2012 hatte Sha Zukang dieses Amt inne. 
Er konnte in seiner Arbeit wenig Akzente setzen und 
genoss in der Öffentlichkeit einen eher zweifelhaften 
Ruf.8 Shas Nachfolger, Wu Hongbo, ist den deutschen 
Beobachtern gut bekannt: Er war von 2009 bis 2012 
Botschafter in Berlin.

Eine Bewertung seiner Arbeit kommt zu diesem 
Zeitpunkt zu früh, die Aufgaben, die vor ihm liegen, 
sind allerdings außerordentlich umfangreich: Die 
größte Herausforderung wird sein, die Entwicklungs-
agenda der Vereinten Nationen für die Zeit nach 2015 
mitzugestalten. Dabei müssen die auf dem ›Rio+20-
Gipfel‹ vom Juni 2012 angestoßenen Initiativen in 
konkrete Maßnahmen zur Verwirklichung nachhal-
tiger Entwicklung weltweit umgesetzt werden. Wus 
Abteilung kommt hierbei eine Schlüsselrolle zu.

Zweifellos hat sich Chinas Wirtschaft in den letz-
ten fünfzehn Jahren rasant entwickelt, und die Zahl 
der Menschen, die in Armut leben, wurde drastisch 
verringert. Dies verleiht dem Land eine gewisse 
Glaubwürdigkeit in Entwicklungsfragen – eine ent-
wicklungspolitische ›street credibility‹. Allerdings ist 
die fehlende Nachhaltigkeit die Achillesferse des chi-
nesischen Entwicklungswegs. Massive Umweltpro-
bleme und ungleiche Verteilung des Wohlstands sind 
die Kehrseite des vermeintlichen Erfolgs der autori-
tären Staatsführung. 

Insbesondere im Bereich Klimaschutz ist China 
bislang weit davon entfernt, eine Vorreiterrolle ein-
zunehmen. Dies tritt auch im Bereich der Vereinten 
Nationen immer wieder deutlich zutage. Die chine-
sische Führung ist derzeit nicht bereit, die Wachs-
tumsmaxime Umweltbelangen unterzuordnen. Die 
Legitimität der Partei ist eng an den wirtschaftlichen 
Erfolg der vergangenen Jahrzehnte gekoppelt. Der 
Druck aus der Bevölkerung wird gerade mit Blick 
auf das Thema Umweltverschmutzung immer grö-
ßer und schlägt sich jährlich in zehntausenden Pro-
testen in China nieder. Auch wenn die Volksrepublik 
internationale Vereinbarungen nur zögerlich unter-
stützt, ist Umwelt- und Klimaschutz auf nationaler 
Ebene ein Kernthema für die neue Führung unter Xi 
Jinping. 

Eine weitere bemerkenswerte UN-Personalie im 
wirtschaftlichen und sozialen Bereich ist Margret 
Chan. Chan ist seit Ende 2006 Generaldirektorin 
der Weltgesundheitsorganisation (WHO) und wur-
de im vergangenen Jahr für eine zweite Amtszeit (bis 
Ende Juni 2017) wiedergewählt. Sie ist die erste Chi-
nesin, die an die Spitze einer UN-Organisation ge-
wählt wurde. Die Ärztin hatte sich in ihrer Funktion 
als Direktorin der Hongkonger Gesundheitsbehörde 
um die Bekämpfung der SARS-Epidemie im Jahr 
2003 verdient gemacht und genießt einen exzellen-
ten Ruf als Expertin für Fragen der öffentlichen Ge-
sundheit. Chan kann an der Spitze der WHO maß-

geblich zur Ausgestaltung der Politik beitragen. Der 
WHO kommt eine zentrale Rolle bei der Erreichung 
der Millenniums-Entwicklungsziele zu. Die Bekämp-
fung von Armut und Gesundheitsgefahren wie Ma-
laria oder HIV/Aids ist inzwischen im UN-System zu 
einem Kernaspekt eines umfassenden Entwicklungs-
verständnisses im Sinne menschlicher Entwicklung 
geworden.

Millenniums-Entwicklungsziele 

Die Millenniums-Entwicklungsziele (MDGs) bilden 
seit dem Millenniums-Gipfel im Jahr 2000 den Re-
ferenzrahmen für die Entwicklungsagenda der Ver-
einten Nationen. Auch wenn inzwischen klar ist, dass 
nicht alle Ziele bis 2015 erreicht werden, so zeigt sich 
die chinesische Führung doch stolz, in der Gesamt-
bewertung einen wichtigen Beitrag zur Verbesserung 
der weltweiten Bilanz geleistet zu haben.9 Tatsächlich 
ist es insbesondere China zu verdanken, dass die re-
gionalen Daten für Asien in vielen Bereichen eine An-
näherung an gesetzte Ziele erkennen lassen.10 

China, das sich offiziell weiterhin als Entwick-
lungsland sieht, ist lediglich an die ersten sieben der 
acht Ziele gebunden. MDG 8, das ›Erreichen einer 
globalen Entwicklungspartnerschaft‹, nimmt die In-
dustrieländer in die Pflicht. Sie sollen durch Entwick-
lungshilfe, Technologietransfer, Schuldenerlass und 
die Verbesserung der globalen Handelsbedingungen 
dazu beitragen, die Entwicklungsländer auf ihrem 
Weg zu unterstützen. Die chinesische Führung legt 
Wert darauf, dass Chinas massive Anstrengungen in 
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dieser Hinsicht wahrgenommen werden. Man wolle, 
obwohl man dazu nicht verpflichtet sei, einen Bei-
trag zur Unterstützung anderer Entwicklungslän-
der leisten.11 Die chinesischen Entscheidungsträger 
unterstreichen damit Chinas Führungsanspruch un-
ter den Entwicklungsländern, seine Rolle als primus 
inter pares. Dies soll das internationale Ansehen 
Chinas verbessern und Vorwürfe mit Blick auf Chi-
nas neue Rolle im Rohstoffsektor auf dem afrikani-
schen Kontinent entschärfen. Das Ansehen Chinas 
in der Welt war und ist einer der wenigen Ansatz-
punkte, um von internationaler Seite Druck auf chi-
nesische Politikentscheidungen auszuüben. 

Erfolg hatte dies zum Beispiel in der Phase kurz 
vor den Olympischen Spielen im Jahr 2008. Die chi-
nesische Führung wollte sich als moderne Macht 
präsentieren und durch dieses internationale Groß-
ereignis den eigenen Machtanspruch festigen. Dies 
konnten andere Akteure im Rahmen der Vereinten 
Nationen nutzen, um China beispielsweise Unter-
stützung bei der Frage des Einsatzes einer UN-Frie-
denssicherungsmission in Darfur (UNAMID) ab-
zuringen.12   

Neue Rolle in der Friedenssicherung

Chinas verstärkte Beteiligung an UN-Friedensein-
sätzen hat in den vergangenen Jahren internationale 
Aufmerksamkeit auf sich gezogen und wurde viel 
diskutiert.13   

Wie die Tabelle (unten) zeigt, waren in den Jah-
ren 2008/2009 über 2100 chinesische Militärkräf-
te im Einsatz. Ausgehend von rund 100 Blauhelmen 
im Jahr 2002 hat sich damit die Zahl in den sechs 
Jahren zwischen 2002 und 2008 knapp verzwanzig-
facht. Gegenwärtig liegt die Anzahl des chinesi-
schen Militärpersonals bei 1836 (Stand: Februar 

2013). Damit belegt die Volksrepublik nicht nur 
Rang 15 der größten Truppensteller, sondern ist auch 
der mit Abstand größte Truppensteller unter den fünf 
ständigen Sicherheitsratsmitgliedern, die laut UN-
Charta eine besondere Verantwortung für die Wah-
rung des Weltfriedens haben.14 

Zudem entsendet China – im Gegensatz zu vie-
len anderen truppenstellenden Staaten – hochqua-
lifiziertes Personal, das andere Einheiten befähigt, 
Einsätze erfolgreicher durchzuführen. Dazu gehören 
unter anderem Pioniereinheiten oder Sanitätsoffizie-
re. Chinesische Friedenssicherungskräfte genießen 
einen ausgezeichneten Ruf und haben sich bislang 
kein Fehlverhalten zu Schulden kommen lassen. Zu-
dem wird ihr Einsatz innenpolitisch als wichtiges 
Element der wachsenden globalen Rolle Chinas – im 
Sinne einer verantwortungsbewussten Großmacht 
– betrachtet.

Für die chinesische Führung liegt eine stärkere Ein-
bindung in internationale Friedenseinsätze durch-
aus im eigenen Interesse. Auch wenn bislang keine 
Kampftruppen entsendet wurden, können chinesische 
Einheiten in den Einsätzen ihre Fähigkeiten trainie-
ren und ausbauen. Die Operationen sollen zu einem 
friedlicheren Image der Volksbefreiungsarmee bei-
tragen und deren Engagement für den internationa-
len Frieden betonen. Diese Botschaft richtet sich so-
wohl an die internationale als auch nationale Öf fent- 
lichkeit. Gleichzeitig hat die chinesische Führung 
großes Interesse an stabilen internationalen Bedin-
gungen, um freie Handelswege zu garantieren und 
Investitionen chinesischer (Staats-)Unternehmen in 
potenziellen Krisenregionen, insbesondere auf dem 
afrikanischen Kontinent, abzusichern.15

Im Fall der chinesischen Blauhelme, die während 
des verheerenden Erdbebens auf Haiti bei ihrem Ein-
satz in der UN-Stabilisierungsmission (MINUSTAH) 
im Januar 2010 ums Leben kamen, zeigte sich die 
instrumentelle Herangehensweise Beijings deutlich. 
Die getöteten Blauhelm-Soldaten wurden mit höchs-
ten militärischen Ehren beigesetzt. An der Trauer-
feier, die live im chinesischen Staatsfernsehen über-
tragen wurde, nahmen nicht nur Staatschef Hu Jintao, 
sondern auch Mitglieder der neuen Führungsgene-
ration (Xi Jinping und Li Keqiang) sowie zahlreiche 
weitere einflussreiche Kader teil. Die mediale Auf-
merksamkeit wurde konstruiert und genutzt, um die 
Opferbereitschaft im Einsatz für den Weltfrieden zu 
unterstreichen und nationalistische Empfindungen 
zu unterstützen.

Voraussetzung für die Befürwortung UN-man-
datierter Einsätze bleibt für China, trotz der deutlich 
gewachsenen Unterstützung für die Friedensmissio-
nen, weiterhin die Zustimmung des betroffenen Staa-
tes. Zwangsmaßnahmen steht das Land grundsätz-
lich kritisch gegenüber. Die vermeintliche Auf wei- 
chung dieses Prinzips im Fall Libyens stellt keine 
grundsätzliche Abkehr davon dar.

* Stand jeweils Dezember des Jahres (für 2013: Stand Februar)

Quelle: www.un.org/en/peacekeeping/resources/statistics/contributors.shtml
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Schutzverantwortung und Sanktionen

Libyen

Am 26. Februar 2011 stimmte China im Sicherheits-
rat für Resolution 1970, die unter anderem weitrei-
chende Sanktionen gegen das Gaddafi-Regime ver-
hängte. Bemerkenswert war, dass der Sicherheitsrat 
sich direkt auf die Schutzverantwortung (R2P) be-
rief.16 Dieses Vorgehen lehnte die chinesische Füh-
rung nicht grundsätzlich ab. Die chinesische Unter-
stützung beruhte dabei aber auf der Tatsache, dass 
die relevanten Regionalorganisationen, Afrikanische 
Union und Arabische Liga, sich für einen internati-
onalen Einsatz ausgesprochen hatten und Russland 
keinen Einspruch erhoben hatte. Die Beziehung Chi-
nas zu Libyen war aufgrund der Kontakte des Gad-
dafi-Regimes zu Taiwan und wiederholten negativen 
Äußerungen der libyschen Führung in Bezug auf das 
chinesische Engagement in Afrika ohnehin ange-
spannt.17 

Die Maßnahmen gegen Libyen wurden mit Re-
solution 1973, die den bewaffneten Einsatz gegen das 
Regime legitimierte, deutlich verschärft. Hier enthielt 
sich China im Sicherheitsrat der Stimme. Chinas Un-
terstützung für Sanktionen und die Schutzverant-
wortung findet ihre Grenzen, sobald die territoria-
le Integrität eines souveränen Staates betroffen ist. 
So hatte wohl Hu Jintao selbst ernste Bedenken ge-
genüber Luftschlägen auf libyschem Gebiet geäußert, 
da diese seines Erachtens gegen die eigentliche In-
tention der Sicherheitsratsresolution verstießen.18 In 
der chinesischen Berichterstattung wurde unterstri-
chen, dass die Norm der Schutzverantwortung vor 
einem Missbrauch durch die westlichen Staaten ge-
schützt werden müsse.19 Im Jahr 2012 folgte die chi-
nesische Führung in Bezug auf die Situation in Sy-
rien konsequent dieser Linie. Die erneute Autorisie - 
rung von Zwangsmaßnahmen, die dann von west-
licher Seite für einen Regimewandel missbraucht wür-
de, sollte so selbst um den Preis einer Ausweitung 
des Bürgerkriegs verhindert werden.

Nordkorea

Mit Blick auf Sanktionen gegen Nordkorea hielt Chi-
na früher prinzipiell eine schützende Hand über den 
international ansonsten weitgehend isolierten Ver-
bündeten. Während der Amtszeit Hu Jintaos ist die 
chinesische Unterstützung für internationale Sank-
tionen hingegen gewachsen, eine grundsätzliche Blo-
ckadehaltung wurde aufgegeben. China hat kein Inte-
resse daran, dass die Situation auf der koreanischen 
Halbinsel eskaliert. Genauso wenig ist aber der Zu-
sammenbruch des nordkoreanischen Regimes für 
die chinesische Führung wünschenswert. Der Erhalt 
des Status quo hat deshalb Priorität. Die jüngsten 
Sanktionen des Sicherheitsrats, die Anfang März 
2013 als Reaktion auf den Nukleartest vom 12. Fe-

bruar 2013 verabschiedet wurden, haben gezeigt, 
dass China inzwischen durchaus willens und bereit 
ist, härtere Maßnahmen gegen Nordkorea mitzutra-
gen.20 Resolution 2094 sieht eine ganze Reihe von ver-
schärften Eingriffen vor. Diese betreffen unter ande-
rem Finanzströme nach Nordkorea. Sie verpflichtet 
zudem alle Mitgliedstaaten, alle in ihrem Hoheits-
gebiet oder im Transit durch dieses befindlichen La-
dungen von und für Nordkorea zu überprüfen, wenn 
diese im Verdacht stehen, dem nordkoreanischen Nu-
klearprogramm zu dienen. Die Tatsache, dass die 
chinesische Führung diese Maßnahmen im Sicher-
heitsrat unterstützt, heißt nicht, dass sie sich nach-
drücklich für die Umsetzung stark machen wird. Hier 
wird sich zeigen, wie nachhaltig das chinesische En-
gagement wirklich ist. Einen deutlichen Bruch mit 
der Praxis der Vergangenheit stellt die Zustimmung 
zur Resolution an sich noch nicht dar.21 
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Priorität.
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Als Vorreiter der Weiterentwicklung neuer Nor-
men zum Schutz der Zivilbevölkerung und harter 
Sanktionspolitik sollte China somit trotz grundsätz-
licher Unterstützung nicht angesehen werden. Die 
chinesische Führung ist durchaus bereit, von prin-
zipiengeleitetem Handeln abzuweichen und inter-
nationale Entscheidungen mitzutragen, sofern dies 
den eigenen Präferenzen nicht entgegensteht. Wenn 
in die staatliche Souveränität und territoriale Inte-
grität eingegriffen werden soll, wird die chinesische 
Führung vermutlich weiterhin als Bremser auftreten.

Fazit

Das im Jahr 2005 durchaus angemessene Fragezei-
chen im Titel des Beitrags von Sven Bernhard Ga-
reis ›Das Ende der Zurückhaltung?‹ kann mittler-
weile getrost entfallen. Chinas Auftreten entspricht 
nicht mehr dem, was Samuel S. Kim noch in den 
neunziger Jahren als »prinzipienlosen Angelausflug 
in trüben Gewässern« bezeichnete.22 Die chinesische 
Staatsführung setzt ihr Engagement in den Verein-
ten Nationen strategisch ein, um den eigenen Füh-
rungsanspruch zu festigen. Sie spielt geschickt mit 
dem Selbstverständnis als Entwicklungsland mit 
Groß machtambitionen. Die Referenzpunkte für die 
eigene Identität sind dabei die anderen Entwick-
lungsländer der G-77 und die Vereinigten Staaten. 
An den Beziehungen zu diesen Akteuren richtet sich 
das chinesische Selbstverständnis aus.

Die Beziehungen zwischen China und der Welt-
organisation sind keine Einbahnstraße. Durch die 
stärkere Präsenz auf multilateralem Parkett ist die 
chinesische Führung stärker einer kritischen inter-
nationalen Öffentlichkeit ausgesetzt. Zugeständnis-
se selbst in sensiblen Bereichen, wie etwa dem Men-
schenrechtsschutz, werden wahrscheinlicher, wenn 
ein Imageverlust sowohl nach innen als auch nach 
außen droht. 

Die Vereinten Nationen profitieren ebenso vom 
stärkeren chinesischen Engagement. Dies hat sich be-
reits im Bereich der Friedenssicherung und bei der 
Umsetzung der MDGs gezeigt. Ein starkes, selbst-
bewusstes China, das sich klar zum Primat der Ver-
einten Nationen in der internationalen Politik be-
kennt, kann die Weltorganisation in vielen Be reichen 
stärken und deren Handlungsspielraum erweitern. 
Bis zur Durchführung tiefgreifender politischer Re-
formen in der Volksrepublik mangelt es China je-
doch an Glaubwürdigkeit, um dieses Potenzial tat-
sächlich gewinnbringend einzusetzen.

Drei Fragen an Noeleen Heyzer

Hat sich die Rolle der Vereinten Nationen in 
der Region Asien-Pazifik in den letzten zehn 
Jahren gewandelt? 

      Die UN haben ihre Rolle in der Region Asien-
Pazifik ganz entschieden gestärkt. Sie haben 
eine bisher nicht dagewesene Unterstützung 
durch ihre Mitglieder erhalten, insbesondere 
im Hinblick auf ihre Rolle, Asien dabei zu hel-
fen, seinen Platz in der Welt zu finden – wirt-
schaftlich, sozial und in zunehmendem Maße 
auch ökologisch. 

Worin liegen für die 62 Mitgliedstaaten der ESCAP die größten Heraus-
forderungen in den kommenden Jahren? Wie kann die ESCAP helfen? 

     Die mittelfristig größte Herausforderung für die Länder wird sein, 
alternative Motoren für nachhaltiges Wachstum nach der Weltfinanz-
krise zu finden, da die Industrieländer nicht in der Lage sind, der Nach-
frage, auf der asiatisches Wachstum aufbaut, nachzukommen. Die 
ESCAP will die Länder davon überzeugen, dass entwicklungspolitische 
Herausforderungen, wie Armut und große Unterschiede in der sozia-
len und physischen Infrastruktur, in CO2-arme Möglichkeiten für 
nachhaltigeres Wachstum in der Zukunft umgewandelt werden kön-
nen. Unsere ›unterste Milliarde‹ kann– wenn sie aus der Armut befreit 
werden und am Konsum in der Region teilnehmen kann –, ein asia-
tisch-pazifisches Wachstum für Jahrzehnte sicherstellen. Die ESCAP 
hilft, indem sie Forschungsergebnisse, Trendanalysen, Politikoptionen 
und regionale ›Best Practices‹ zur Verfügung stellt. Die ESCAP ist auch 
die größte, inklusivste zwischenstaatliche Plattform der Region, um 
Abkommen zu grenzüberschreitenden Schlüsselfragen auszuhandeln. 
Ziel ist, die regionale wirtschaftliche Integration so voranzutreiben, 
dass die Region inklusiver, nachhaltiger und widerstandsfähiger wird.

Was wünschen sich die asiatisch-pazifischen Staaten für die globale 
Entwicklungsagenda nach 2015? 

     Die ESCAP-Mitgliedstaaten erwarten von der Post-2015-Agenda, 
dass sie transformativ ist, den Menschen in den Mittelpunkt stellt, 
sich um den Planeten kümmert und einen gerecht verteilten nachhal-
tigen Wohlstand generiert. Die Menschen unserer Region verlangen 
nach einem neuen Gesellschaftsvertrag für nachhaltige Entwicklung 
– zwischen Staat und Bürger sowie zwischen Staat und Markt. Dieser 
Vertrag muss dafür sorgen, dass Ressourcen und Finanzen besser ver-
waltet und kontrolliert werden, einschließlich Fragen der Geldwäsche 
und Korruption; er muss für stärkere Rechenschaftslegung sorgen, so-
wohl des öffentlichen als auch des privaten Sektors, und qualitativ hoch-
wertige Dienstleistungen für alle sicherstellen. Der Entwicklungsrah-
men für die Zeit nach 2015 muss den Unterschieden zwischen den Ländern 
Rechnung tragen und angepasst werden können. Wonach wir suchen, 
ist CO2-armes Wachstum bei gleichzeitig maximaler Reduzierung von 
Armut und Ungleichheit. Wichtig ist auch, Geschlechtergleichheit zu 
erreichen und Gewalt gegen Frauen und Mädchen einzudämmen. Kurz: 
die asiatisch-pazifischen Länder wünschen sich eine Welt, die wider-
standsfähiger ist, auf geteiltem Wohlstand, sozialer Gleichheit, Sicher-
heit der Bürger und Nachhaltigkeit aufbaut.

Dr. Noeleen Heyzer aus Singapur ist seit August 2007 UN-Untergeneralsekretärin 
und Exekutivsekretärin der Wirtschafts- und Sozialkommission für Asien und 
den Pazifik (Economic and Social Commission for Asia and the Pacific – ESCAP) 
mit Sitz in Bangkok/Thailand. Die ESCAP ist mit ihren 62 Mitgliedstaaten die 
bevölkerungs- und flächenmäßig größte der fünf UN-Regionalkommissionen.


